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BUND AKTIVER DEMOKRATEN 

Vorbildliche Verteidigung für das Reichsbanner 
ak. Am 27. Dezember 1971 erschienen in der „Frankfurter Rund­
schau" folgende Ausführungen: 
,,Der CDU-Stadtverordnete Ulrich Keitel hat dem Generalintendan­
ten der Städtischen Bühnen, Prof. Ulrich Erfurth, in einem Brief 
dargelegt, was es mit dem „Reichsbanner" vor 1933 auf sich hatte. 
Veranlaßt wurde Keitel dazu durch das Programmheft zu Horvaths 
„Italienischer Nacht" . In diesem Heft wird ein Foto gebracht, das 
Angehörige des „Stahlhelms" und eine Kolonne des „Rei.chsban­
ners" während eines Wahlkampfes auf der Berliner Tauentzien­
straße zeigt. 
In der von Keitel beanstandeten Bildunterschrift heißt ies: ,,So 
steigerte man sich gegenseitig in einen Haß hinein, der sich dann 
in den Saal- und Straßenschlachten austobte. Die SPD stand die­
sem Treiben der radikalen Rechten und Linken, die beide die 
Straße erobern wollten, machtlos gegenüber." 
Keitel bezeichnete diese Bildunterschrift als „zumindest irrefüh­
rend, wenn nicht falsch". Sie vermittelt den Eindruck, als ob das 
„Reichsbanner" eine Organisation der radikalen Linken gewesen 
sei, die Haß schürte. Demgegenüber sei das „Reichsbanner" ein 
Bund zur Verteidigung der Weimarer Republik und ihrer Verfas­
sung gewesen, dem vornehmlich Sozialdemokraten und auch Mit­
glieder des Zentrums und der Deutschen Demokratischen Partei 
angehörten. 
Die SPD habe - so schrieb Keitel - dem Treiben der Nationalso­
zialisten und des „Stahlhelm" wie dem der Kommunisten zwar 
schließli,ch erfolglos, aber bis 1933 dank dem „Reichsbanner" nicht 
immer machtlos gegenüber gestanden. Als Stadtverordneter der 
CDU gehe es ihm, Keitel, darum, daß das seinerZleit vergebliche 
Bemühen des „Reichsbanners" nicht heute aus Unkenntnis, Nach­
lässigkeit oder Absicht falsch dargestellt werde." al 
Mit großer Freude nehmen wir von dieser Stellungnahme des 
Frankfurter CDU-Stadtverordneten Herrn Ulrich Keitel, der nicht 
Mitglied unseres Bundes ist, Kenntnis und danken ihm für diese 
vorbildliche Haltung, die in allen demokratischen Parteien leider 
noch nicht immer selbstverständlich ist. Stadtverordneter ~eitel 
ist unseren Lesern kein Unbekannter; wir brachten von ihm vor 
einiger Zeit interessante Ausführungen, die ihn als mutigen und 
entschiedenen Demokraten und Gegner eines alten und neuen 
Marxismus auswiesen. Wir haben die Hoffnung, demnächst seine 
Meinung wieder in unserem Heft lesen zu können. 
Der Generalintendant der Städtischen Bühnen in Frankfurt, Herr 
Prof. Erfurth, hat übrigens schon am 28. Dezember 1971 an den 
Stadtverordneten Keitel folgendes Schreiben gerichtet: 

Betr.: Programmheft „Italienische Nacht" 

Sehr geehrter Herr Keitel ! 
Es tut mir sehr leid, daß dur;ch eine Kürzung der Originalbildunter­
schrift aus dem Werk „Unser Jahrhundert im Bild", im Bertelsmann­
Verlag 1964 erschienen, Seite 392, der ,Eindruck entstehen konnte, 
mit der extremen Linken sei das damalige „Reichsbanner" ge­
meint. Es war von uns keineswegs beabsi,chtigt, eine politische Ge­
schichtsfälschung vorzunehmen. 
In der Anlage übersende ich Ihnen die Gesamtbildunterschrift, die 
wir in Ihrem Sinne klarstellend bei den folgenden auf dem Spiel­
plan erscheinenden Vorstellungen den Programmheften beileg,en 
werden. 

Mit den besten Grüßen 
Ihr 

(gez. :) Erfurth 

Um unseren Lesern den Vorgang, der eine so faire Erledigung ge­
funden hat, verständlich zu machen, veröffentlichen wir auch noch 
die vorstehend zitierte Gesamtbildunterschrif.t: 
,,Wahlkampagne auf der Berliner Tauentzienstraße. ,,Stahlhelm" -
Angehörige mit schwarzweißroten Fahnen fahren an einer Kolonne 
des 'Reichsbanners' vorbei, die sie heftig beschimpfen. Das untere 
Bild zeigt Studenten nach einer Schlägerei 1932 vor der Be.rliner 
Universität. In den letzten Jahren der Weimarer Republik nahm das 
politische Leben immer radikalere Formen an. In allen Parteien 
stelJte sich die kämpferisch gesinnte Jugend gegen die alten Füh­
rer. In den Kampfbünden, wie in der SA und im Rotfrontkämpfer­
bund, sammel.ten sich die Radikalen, die oft eigenmächtig handel­
ten. So steigerte man sich gegenseitig in einen Haß hinein, der sich 
dann in den Saal- und Straßenschlachten austobte. Als im Som­
mer 1932 die Regierung Papen das Verbot der SA aufhob, herrschte 
praktisch der Bürgerkrieg. In vier Wochen forderten allein in Preus­
sen diese Straßenkämpfe 99 Tote und 125 Schwerverletzte. Bis zum 
30. Januar 1933 verlor die Linke 500 Tote. Die SPD stand diesem 
Treiben der radikalen Rechten und Linken, die beide die Straße 
erobern wollten, machtlos gegenüber. Deswegen wurde sie als 
'blutscheu' verächtlich gemacht." 

Demokratie ist Diskussion 
ak. Es war zu erwarten, daß der Artikel unseres Kameraden Erich 
Knapp in Nr. 12/1971: ,,Droht ein Putsch der NEUEN REAKTION", 
wie wir an gleicher Stelle ebenfalls sagten, als eine Herausforde­
rung angesehen werden könnte, er sollte ja auch aufrütteln. 'Nun 
haben wir zustimmende, ablehnende und abwägende Zuschriften 
und Reaktionen zur Kenntnis nehmen müssen und behalten uns 
vor, freimütig alle Meinungen und Reaktionen auch unseren Kame­
raden möglichst schon in der nächsten Numme,r unseres Blattes in 
einer Zusammenfassung darzustellen. Wir sind dankbar für jeden 
Beitrag zu diesem Thema und bitten an dieser Stelle nochmals um 
entsprechende Äußerungen. 
Heute geben wir nachstehend nur eine „Kostprobe" aus der Sprin­
ger-Gazette „BZ" vom 23. Dezember 1971 ungekürzt wieder: 

B. Z.-Randbemerkung - Schwachsinn 
Halten Sie sich bitte fest: In drei b~s fünf Jahren sei in der Bundes­
,republik mit einem „Kapitalisten-Putsch" zu rechnen. Und zwar 
dann, wenn die CDU/CSU bei der Wahl von 1973 k-eine absolute 
Mehrheit erreichen sollte. Dann würden die Kapitalisten „ihre SA 
und SS aus dem Boden stampfen". Ihre Chancen seien groß, 
denn: Der „gefährlichste Feind unserer Grundordnung sei weder 
DKP noch NPD, sondern die CSU unter Strauß. Der das schreibt, 
ist immerhin der Redakteur des Bundespresseamtes, Erich Knapp. 
Und sein Forum tst das der SPD nahestehende „Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold". Der SPD sollte man diesen schwachsinnigen 
Erguß nicht anlasten. Aber man darf gespannt sein, ob und wie 
schnell sie sich von dieser Mixtur aus Hetze und Dummheit distan­
zieren wird. W. S. 

Nun bitten wir unse,re Kameraden, den Artikel des Kameraden 
Knapp no.chmals zur Hand zu nehmen und zu prüfen, wie „wörtlich" 
oder „sinngemäß" die B. Z. gemixt hat, durch Wortauslassungen 
usw. Aber was können wir von der NEUEN REAKTION schon er­
warten? Was die SPD mit der Sache zu tun hat, möchten wir gerne 
wissen. Wir sind von keiner Partei abhängig. Die große Mehrzahl 
unserer Kameraden ist allerdings aktiv in den demokratischen Par­
teien tätig. Wir sind und wollen kein Parteiersatz sein. 



Vor40Jahren - El ·SERNE FRONT -
Die „Eiserne Front" war nicht so eisern, wie sich ihre Gründer dies 
dachten, als sie am 16. Dezember 1931, vor 40 Jahren, in Berlin 
im Sitzungssaal des Reichswirtschaftsrates gegründet, als Dele­
gierte des „Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold", der SPD und des 
Arbeiter-Turn- und Sportbundes zusammenkamen. 
Der unmittelbare Anlaß war die Gründung der „Harzburger Front" 
am 11. 10. 1931, zu der sich die Nazis, die Deutschnationalen und 
der „Stahlhelm" zusammengefunden hatten. Nach den Wahlen am 
14. September 1930 waren 107 Nazis, 44 Deutschnationale und 77 
Kommunisten - alles harte Gegner der Demokratie - in den Reichs­
tag mit seinen damals 577 Abgeordneten eingezogen. Für die Na­
zis kam es darauf an, Stimmen aus dem Berei,ch der 30 Volkspar­
teiler und der 75 sonstigen Splittergruppen zu erhalten, die alle 
nicht bereit waren, dem damaligen entschiedenen Gegner des 
Rechtsdralls - den Sozialdemokraten - ihre Unterstützung zu geben. 
Es war gar kein so schweres Spiel, fehlten doch nur ganze 60 Ab­
geordnete zu einer einfachen Mehrheit im Parlament. 
Der stark nationalgefärbte Ton des Gewerkschaftsführers Theodor 
Leipart, die diplomatische, maßvolle Rede des Sozialdemokraten 
Rudolf Breitseheid (1917 Unabhängiger Sozialdemokrat, 1918/19 
preussischer Innenminister) und der Schlußredner Wildung vom 
Atus ließen hoffen, daß aus der bisherigen losen Verbindung de­
mokratischer Personen und Organisationen nun eine Kerntruppe 
gegen den Faschismus würde. 

Die KerntrIuppe wurde tatsächli.ch geschaffen, und besonders die 
Freien Gewerkschaften bauten in den Betrieben sogenannte 
,,Hammerschaften" auf. Die Gewerkschaften hatten sich schon ein­
mal zur Zeit des Kapp-Putsches bewährt, und nun lag die größere 
Initiative au.eh wieder in deren Händen. Das „Reichsbanner" hatte 
kurz vorher der geschäftsführende Vorsitzende Karl Höltermann, 
Redakteur der „Magdeburger Volksstimme", bei der Gründung 
1924 stellvertretender Vorsitzender, übernommen. Die Schufo war 
eine gut ausgebildete Kerntr,uppe mit ausgeprägten militanten Ei­
genarten. In Nürnberg hatte man sich 1924 zu solchen weitblicken­
den Entschlüssen durchgerungen, nachdem schon seit 1919 der 
Magdeburger Fabrikant Franz Seldte den „Stahlhelm" gegründet 
hatte, welcher zunächst weimarfreundlich, und dann immer mehr 
nationalistisch wurde. 

Diese Schutzstaffeln, als Schutzformation organisiert und kurz 
,,Schufo" genannt, brachten eine ermutigende und belebende Wir­
kung, obwohl man allerorts in der Führung wußte, daß sie allein 
kein entscheidender Faktor in einem Bürgerkrieg sein konnten. 
Die von Groener geführte Reichswehr und die von Karl Severing 
befehligte preußische Polizei dachten ni,cht daran, die Macht 

Gelesen, zitiert, kommentiert 
Aufgespießt 
„Nur mit Erschrecken kann man feststellen, daß die Lösung, die 
nach den Verträgen von Moskau und Warschau dem deutschen 
Volke vorgeschlagen wird, alle Ungerechtigkeiten des Versailler 
Vertrages weit in den Schatten stellt. Ein Zyniker könnte prokla­
mieren: Ziel der deutschen Politik sollte die Rückkehr nach Ver­
sailles sein." 
Der ehemalige Botschafter der Bundesrepublik beim Vatikan, 
Hans Berger, in der neuesten Ausgabe des „Ostpreußenblattes". 

Kurt Schumacher in Selbstzeugnissen 
und Bilddokumenten 

Fr. R. 297/71 

ak. Soeben ist in der Reihe von Rowohlts Bildmonographien der 
Band rm 184, Kurt Sctrumacher in Selbstzeugnissen und Bilddo­
kumenten - dargestellt von Heinr. G. Ritzel (t) erschienen (DM 3,80). • 
Diese neue Biographie unseres Kameraden Kurt Schumacher ist 
besonders eindrucksvoll und stellt die Größe und Bedeutung die­
ses Patrioten und entschiedenen Demokraten in hervorragender 
Weise heraus. Sie straft jene restaurativen Kräfte und kalten Krie­
ger Lügen, die seine Person jetzt in ihrem widerlichen Kampf ge­
gen die Verständigung der Bundesregierung für sich in Anspruch 
nehmen möchten. Dr. Kurt Schumacher war ein erbitterter Gegner 
des Kommunismus, mit der gleichen Entschiedenheit richtete sich 
damals sein Kampf aber auch gegen die deutschnationalen Reak­
tionäre und Quislinge der Nazis, die sich heute wieder in der 
Neuen Reaktion sammeln. (eig. Meldung). 

widerstandslos in die Hände Hitlers fallen zu lassen. Die maß­
geblichen Männer in der Reichswehr, mit dem Hintergedanken der 
heimlichen Umgehung der Wehrkraftbeschränkung, unteistützten 
die Wehrverbände wegen der „körperlichen Ertüchtigung", stellten 
Instrukteure für Geländeübungen, boten diesen Verbänden mili­
tärische Übungsplätze und die verschiedensten Dienste an, welche 
auch das Reichsbanner gerne nutzte. Nur die sozialdemokratische 
Partei argwöhnte, weil sie keine Militarisierung der Jugend wollte 
und bremste die Beziehungen des Reichsbanners zur Reichswehr. 
,,Nie, nie wolln wir Waffen tragen, nie, nie wolln wir in den Krieg, 
laßt die großen Herren sich alleine schlagen, wir machen einfach 
nicht mehr mit", sangen die „Falken" und die „Arbeiter-Jugend". 

Am 16. November 1931 konnte man in dem Zentralorgan de,r KPD 
„Rote Fahne", lesen: ,,Gegen die Sozialdem·okratie führen wir 
den Hauptschlag"; es war eine Feststellung aus Haß und der Fehl­
vorstellung, der Faschismus sei die Vorstufe zur kommunistischen 
Weltrevolution. Die Existenz der gut ausgebilde,ten Schutzformation 
war gefährdet, und ein Verbot des Reichsbanners war nahe. Der 
Chef der Heeresleitung. von Hammerstein, der Chef der Marine, 
Räder und General Schleicher gingen in Opposition zu Reichs­
wehrminister Groener. Am 15. April schrieb Hindenburg an Groe­
ner, er habe erfahren, daß ähnli.che Organisationen wie SA und 
SS auch bei anderen Parteien existierten, daher übersende er ihm 
Material zur Prüfung eines Verbots. Groener antwortet, daß Ver­
dachtsmomente gegen Reichsbanner und Schutzformation nicht ge­
geben seien. Bei der Weiterexistenz der ,Eisernen Front war durch 
die freiwillige Auflösung der Schufo - dies war ein Fehler - eine 
merkliche Schwächung Groeners bis zum 9. Mai, dem Zusammen­
tritt des Reichstags, eingetreten. Drei Tage Tumulte im Reichstag 
und Prügeleien in den Wändelgängen, Polizei im Saal u.nd un­
schlüssiges Verhalten des Polizeipräsidenten Weiss folgten. 

Allein in Preußen waren 99 Tote und 125 Schwerverletzte seit dem 
14. Juni 1932 zu beklagen. Vom preussischen Staatsrat wurde am 
19. Juli erneut ein Verbot des Uniformtragens verlangt. Ohlau in 
Schlesien, Altona und Greifswald waren die schwarzen Tage der 
Weimarer Republik; hier wurde provoziert und hier wurden die 
Weichen gestellt für den verhängnisvollen 20. Juli von „Weimar". 
Bracht und der Polizeipräsident von Essen, Melchers, entsetzten 
Severing. Der Inhaber der vollziehenden Gewalt, General Rund­
stedt, verhaftete den Berliner Polizeipräsidenten Grzesinski, den 
Vizepräsidenten Weiss und den Kommandanten der Schutzpolizei, 
Oberst Heimannsberg, ohne daß diese große Hoffnung der Demo­
kraten, die „1Eiserne Front", tätig geworden wäre. 

Kurt Köhler, Frankfurt 

Staatsanwalt darf nicht mehr Schießbefehl geben 
(dpa) Die Innenminister der Länder sind nach dem Münchner Bank­
raub vom August übereingekommen, daß der Polizei von e1inem 
Staatsanwalt kein Schießbefehl erteilt werden darf. Das teilte der 
nordrhein-westfälische Innenminister Weyer mit. Bei dem Bank­
überfall in München am 4. August hatten Scharfschützen der Po­
lizei auf Befehl des Münchner Oberstaatsanwalts Sechser das 
Feuer eröffnet, als der Bankräuber Rammelmayer mit der Bank­
angestellten Ingrid Reppel als Geisel in das Fluchtauto stieg. Beide 
waren dabei getötet worden. 

Eine deutliche Aussage 
Heinrich Böll, Schriftsteller, kommt im „Spiegel" zu einem klaren 
Urteil über die „Bild"-Zeitung. ,,Bild" hatte nach einem Banküb.er­
fall in Kaiserslautern, bei dem ein Polizist erschossen wurde, ohne 
konkrete Hinweise zu haben, behauptet: ,,Baader-Meinhof-Bande 
mordet weiter". Böll schreibt: ,, Ich kann nicht begreifen, daß ir­
gendein Politiker einem sol,chen Blatt noch ein Interview gibt. Das 
ist nicht mehr kryptofaschistisch, nicht mehr faschistoid, das ist 
nackter Faschismus, Lüge, Dreck ... Die 'Baader-Meinhof-Bande 
mordet weiter' ist eine Aufforderung zur Lynchjustiz. Millionen, für 
die 'Bild ' die einzige Informationsquelle ist, werden auf diese 
Weise mit verfälschten Informationen versorgt". Und Böll schreibt 
weiter: ,,Ulrike Meinhof will möglicherweise keine Gnade, wahr­
scheinlich erwartet sie von dieser Gesellschaft kein Recht. Trotz­
dem sollte man ihr freies Geleit bieten, einen öffentlichen Prozeß, 
und man sollte auch Herrn Springer öffentli.ch den Prozeß machen, 
wegen Volksverhetzung." • (Fr. R. 11.1.1972) 



Dokumente unter Verschluß 
„In den letzten Kriegstagen geriet den Amerikanern ein Güterzug 
in die Hände, dessen Inhalt sich bis heute als politisch hochexplo­
siv erwiesen hat, obwohl es sich nur um bedrucktes Papier handelt: 
Das Zentralarchiv der NSDAP, sowie Dossiers über die, SS und alle 
anderen Parteigliederungen, darunter Zentner mit Unterlagen über 
die Gestapo, Akten über V-Männer, Spitzel und sonstige, Denun­
zianten, nicht zu vergessen das vollständige Material über die 
Wühlarbeit von Nazis im Ausland, beispielsweise in der CSSR. 
Auf Grund des Besatzungsrechtes blieben diese Akten bis heute 
unter amerikanischer Verfügungsgewalt im „Document Center", 
den Katakomben der ehemaligen Gestapo-Abhörzentrale in Berlin­
Zehlendorf. Unter Leitung eines Amerikaners werden dort monat­
lich etwa 4000 Anfragen bearbeitet, von denen die meisten deut­
sche Rentenangelegenheiten betreffen. Darüber hinaus werden je­
doch Auskünfte nur hohen Bundesbehörden sowie, dem Amt für 
Verfassungsschutz erteilt. 
Praktisch kommt das einer totalen Geheimhaltung gleich, denn die 
leitenden Beamten in Bonner Ministerien mit brauner Vergangen­
heit und die ehemaligen SS-Dienstgrade beim Verfassungsschutz 
sind naturgemäß nicht daran interessiert, daß belastendes Mate•rial 
an die Öffentlichkeit gerät. Sie halten dicht. Im laufe der Jahre 
sollen bereits unauffällig und klammheimlich Unterlagen ver­
schwunden sein . . . 
Da die Unterlagen für die Amerikaner keine praktische Bedeutung 
mehr besitzen, boten sie bereits 1967 im Auftrage des For-eign 
Office der Bundesregierung ihre Unterlagen an, die für die Kosten 
der Verwaltung ohnehin bislang aufkommen mußte. Doch da Bonn 
eine eventuelle Einsichtnahme der Unterlagen durch amerikanische 
Stellen nach einer Übernahme ablehnte, kam eine Einigung bislang 
nicht zustande. Minister Scheel sprach im Bundestag lediglich da­
von, daß eine Einigung noch nicht erzielt worden wäre. 
Der Fall liegt klar. Die Bonner Ministerialbürokratie, hohe Justiz­
beamte in allen Ländern und nicht zuletzt Hitlers Finanziers in der 
Industrie versuchen hinter den Kulissen alles, um eine Übernahme 
der sie belastenden 'Naziakten zu verhindern. Die deutsche Öffent­
lichkeit hat aber ein Recht darauf, zu erfahren, wer sich damals 
kompromittiert hat. Kein Bundesminister hat das zu verhindern 
oder durch langwierige Verhandlungen hinauszuschieben." sp. 

(HZ 12/71) 

Erfüllungspolitik 
,,Ohne vom deutschen Volke dazu legitimiert zu sein, hat die Grup­
pe um Brandt und Bahr, Wehner und Bauer mit den ungleichen Ver­
trägen von Moskau und Warschau die Annexionen im Gefolge der 
Niederlage von 1945 ane1rkannt und damit die Verstümmelung des 
Vaterlandes mit dem Schein des Rechts besiegelt. An ihrer bedin­
gungslosen Loyalität gegenüber der Direktive de,r sowjetkommu­
nistischen „Partner", ,,heute und künftig die Grenzen aller Staaten 
in Europa als unverletzlich" zu betrachten, und zwar „einschließ­
lich der Oder-Neiße-Linie . . . und der Grenze zwischen der Bun­
desrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Re­
publik", ist kein Zweifel erlaubt. 
Die Schatten der sowjetischen Westpolitik über der deutschen In­
nenpolitik werden länger. Verzichtpolitik wird schrittweise in .Er­
füllungspolitik umgesetzt. Die von der östlichen Propaganda ange­
prangerten „Revanchisten" müssen mundtot gemacht werden. 
Die Existenz einst umworbener Organisationen wie des Bundes 
der Vertriebenen und des Kuratoriums Unteilbares Deutschland 
wird von der sozialistisch-radikalliberalen Führung heute nur noch 
widerwillig bis auf weiteres geduldet. Die Liquidierung hat schon 
begonnen. Die Instrumente sind Schikanen, Einschüchterung und 
finanzielle Strangulation. 
Unter dem lächerlichen Vorwand von Einsparungen zum Ausgleich 
eines 6,4-Milliarden-Haushalts werden die Zuwendungen der Han­
sestadt an 

die Vertriebenen- und Flüchtlingsverbände um 5000 DM, 
für das Haus der Heimat und das Haus Berlin um 10 000 DM, 
an das Kuratorium Unteilbares Deutschland um 10 000 DM 

gekürzt. Dies ist jedenfalls der erklärte Wille des „sozialliberalen" 
Senats. Die endgültige Entscheidung wird die Bürgerschaft mit der 
Feststellung des Haushaltsplans 1972 treffen. 
Wo wird die bedingungslose Kapitulation vor den unerbitfüchen 
Forderungen des Sowjetkommunismus enden? arno gerhard 

(Kommunalpolitische Blätter 24/1971) 

Diese Sprache kennen wir aus der Zeit vor 1945. Die Veröffentli­
chung der seriösen Fachzeitschrift einer demokratischen Partei 
bestärkt uns im Kampf gegen eine sich sammelnde Neue Reaktion. 

Kameraden und Leser schreiben·uns ... 
,,Gute Fahrt" anders gesehen. 
Bei dem .chronischen Raummangel in der Zeitung „Das Reichsban­
ner" müssen wir uns darauf beschränken, dem Reichsbanner nahe­
liegende Anliegen zu veröffentlichen. 
Bei aller Anerkennung der Absicht des Kameraden Kerger, den 
Brief des Kameraden E. Knapp den Mitgliedern zur Kenntnis zu 
bringen, muß noch gesagt werden, daß dieser - abgesehen von sei­
ner unverdauten 'Fremdwort-Dialektik' ein Privatbrie•f ist, nicht zu 
den Auffassungen des Reichsbanners paßt. Das Jubelfest der per­
sischen Dynastie hat in der gesamten Welt wegen der Milliarden­
ausgaben in Anbetracht der großen Not im lande und der über 
20 000 politischen Gefangenen Kritik ausgelöst. Viele Länder - da­
runter Frankreich, 1England und die USA waren in Persepolis nicht 
vertreten. 
Der Bundespräsident Heinemann konnte wegen seiner Augener­
krankung nicht reisen und wurde aus staatspolitischen Gründen 
vom Bundestagspräsidenten K. U. v. Hassei vertreten. 

Heinrich L. Bode, Pressereferent des Reichsbanners Hessen 

Stellungnahme der Redaktion: 
Bei dem beanstandeten Artikel handelte es sich um ~msere Aus-

führungen über ,die 2500-Jahr-Feier der persischen Monarchie in 
Nr. 10/1971 unserer Zeitung. 
Die zitierte Antwort des Büros des Bundespräsidenten auf den 
Brief des Kameraden Knapp geben wir nachstehend nun im Wort­
laut wieder: 

Persönliches Büro des Bundespräsidenten Bonn, 11. August 1971 

Sehr geehrter Herr Knapp! 
Der Herr Bundespräsident dankt Ihnen für Ihren interessanten 
Brief vom 8. August 1971. Er hat mich beauftragt, Sie, zu fragen, 
ob Sie die Erlaubnis geben würden, Ihren Brief mit vollem Namen 
und Angabe Ihrer Funktion in Abschrift einem Personenkreis zu­
gänglich zu machen, der an der Teheranreise des Herrn Bundes­
präsidenten Kritik übt. 
Ihrer Antwort entgegensehend, verbleibe ich mit freundlichen 
Grüßen Ihr gez. G. Markscheffel 
Sachlich bleibt noch nachzutragen, daß England, die USA und 
Fran~reich hoch gestellte Staatsmänner nach Persien entsandt 
haben. Der Ordnung halber sei auch festgestellt, daß Kam. Knapp 
am 20. 9. 1970 einstimmig bei einer Enthaltung zum stellv. Presse­
referenten des Reichsbanners gewählt worden ist. 

Aus den Landesverbänden und Ortsvereinen 
Landesverband Bremen/Weser-Ems 
Geschäftsstelle Bremen, Plettenberger Weg 18, Telefon 44 07 33 
Am 2. Oktober 1971 befaßten. sich die Delegierten des Landesver­
bandes Bremen/Weser-Ems mit einer Neuorientierung unserer 
Organisation in politischer und organisatorischer Hinsicht, um uns 
zeitgemäß zu reformieren und uns einen anderen Namen zu geben. 
Die Delegierten fanden sich bereit, unseren Namen in „Republika­
nischer Schutzbund - vormals Rei,chsbanner Schwarz-Rot-Gold" 
umzubenennen. Es wurde beschlossen, Behandlung und Ent­
schließung auf Ortsvereinsbasis weiter zu diskutieren und Stellung 
zu beziehen, um auf der diesjährigen Landeskonferenz zu einem 

positiven Ergebnis zu kommen. Anträge für die Bundeskonferenz 
sollten frühmöglichst dem Bundesvorstand zugeleitet werden. 

Erfreulich ist nun der Artikel von Kamerad Erich Knapp in der De­
zember-Ausgabe 1971 unseres Blattes, ,,Droht ein Putsch · der 
neuen Reaktion?" Die Situationsschilderung ist zwar sehr scharf 
formuliert, entspricht aber zum Teil dem, was wir auf unserer 
letzten Landeskonferenz im Monat Oktober 1971 in Bremen behan­
delt und in ,unserer Entschließung zum Ausdruck gebracht haben. 
Siehe Bericht in der Oktober-Ausgabe 1971. Auf der Bundeskon­
ferenz in Wiesbaden 1971 hat schon unser junger' Kamerad Adolf 
Berenthal die Frage gestellt, ob das Zusammenspiel zwischen 



Rüstungsindustrie und Bundeswehr mit Unterstützung rechtsextre­
mer Kreise zu einem Militärputsch ähnlich Griechenland führen 
kann. Solche Meinungen junger Kameraden sollte man nicht mit 
einer Handbewegung abtun. Dabei ist unser Blick nicht nur auf 
die Bundesrepublik Deutschland zu richten, sondern auf die Nato­
staaten im allgemeinen, wenn man die politischen Verhältnisse in 
Italien betrachtet. 
Es wäre nun wünschenswert, daß alle Ortsvereine unseres Landes­
verbandes den Artikel von Kamerad Knapp in ihren Versammlungen 
mit zur Diskussion stellen. Die nächste Landeskonferenz wird der 
Vorstand am 16. Januar 1972 festlegen. Den Delegierten empfeh­
len wir, die Oktober- und Dezember-Ausgabe 1971 aufzubewahren 
und zur Landeskonferenz mitzubringen. 

Landesvorstand: Am Sonntag, 16. Januar 1972, 10.00 Uhr, Sitzung 
in der Gaststätte „Schwarzer Bär", Verden/Aller, Bremerstraße. 

Ortsverein Verden: Auf Absprache mit dem Landesverband laden 
wir zu einer gemeinsamen Versammlung mit dem Landesvorstand 
ein am Sonntag, dem 16. 1. 1972, um 10.00 Uhr, in der Gaststätte 
,.Schwarzer Bär", Verden/Aller. Die Tagesordnung wird dort be­
kannt gegeben. 

Ortsverein Bremen: Am Sonnabend, 19. Februar 1972, 15.30 Uhr, 
Jahreshauptversammlung. Neuwahl des Vorstandes. Tagungsort 
und Tagesordnung erfolgt durch Informationsblatt des Landes­
verbandes. 

Spandau: Zusammenkunft am Sonnabend, dem 5. Februar 1972, 
um 20.00 Uhr, im Lokal „Hansa-Bier" , Weißenburger Straße, Ecke 
Jägerstraße. 

Nordenham: Gemeinsame Sitzung mit dem Landesvorstand am 
Sonnabend, 26. Feb11uar 1972, um 16.00 Uhr. Tagungslokal wird 
noch bekanntgegeben. 

gez. Dietrich Westermann, 1. Landesvorsitzender 

Ortsverein Frankfurt am Main - Voranzeige 

Die Jahreshauptversammlung des Ortsverein Frankfurt/Main findet 
am Samstag, dem 11. März 1972, 15.30 Uhr, im Saale der „Stalburg", 
Glauburgstraße 80, statt. Wir bitten die Frankfurter Kameraden, den 
Termin vorzumerken. 

Nordrhein-Westfalen 
Geschäftsstelle 53 Bonn-1, Nikolausstraße 17, II. St., Tel. 23 63 02 
In der erweiterten Landesverbandssitzung am 4. Dezember 1971 in 
Leverkusen-Schlebusch wurden die Ergebnisse der Bundesvor­
standssit.ziung am 22. Oktober 1971 und die politische Informations. 
und Bildungskonferenz am 23. und 24. Oktober 1971 in Wiesbaden 
behandelt. Ferner wurde ein Bericht über die Situation des Bundes 
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in Nordrhein -Westfalen gegeben. In diesem Bericht wurden die be­
sonderen Schwierigkeiten nochmals festgestellt, die sich noch 
immer sehr hinderlich unserer Arbeit in den Weg stellen. Der Lan­
desverband wird für die Bundeskonferenz 1972 folgende Anträge 
stellen: 

1.) Die Bundeskonferenz 1972 möge beschließen, daß der Name 
„Rei,chsbanner Schwarz-Rot-Gold, Bund aktiver Demokraten 
e. V." aus werbewirksamen Gründen geändert wird in „Republi­
kanischer Schutzbund - vormals Reichsbanner Schwarz-Rot­
Gold". 
Der Repjublikanische Schutzbund wäre damit Rechtsnachfolger 
des Reichsbanners der Weimarer Republik und der der 60er 
Jahre, so daß unsere Wie<iergutmachungsforderungen nicht 
eingeschränkt würden. Das Rei,chsbanner gebe sich hiermit 
einen moderneren Namen, weil seine Aufgabe nicht in der Wie­
derherstellung des Deutschen Reiches bestehe, sondern in der 
Erhaltung der republikanischen und demokratischen Grund­
ordnung und Erriungenschaften. 

2.) Die Bundeskonferenz 1972 möge beschließen, den Namen un­
serer Zeitschrift umzuändern in „Schwarz-Rot-Gold ". 
Mit diesem Begriff zeigen wir, daß wir in der deutschen demo­
kratischen Tradition des Hambacher Festes und der Revolution 
1848/49 ständen, ohne uns mit den kompromittierten Begriffen 
,,Reich" und „Banner" zu belasten. 

Dringend wurden alle Ortsvereine, Stützpunkte und Einzelmitglie­
der aufgefordert, noch besseren Kontakt mit dem Landesverband 
zu halten, regelmäßige Zusammenkünfte durchzuführen und die 
Werbearbeit zu verstärken. Zum Beginn des neuen Jahres müssen 
die Beiträge aus 1971 sofort beim Landesverband Nordrhein-West­
falen z. Hd. des Kameraden Adolf Prangenberg, 53 Bonn-1, Flens­
burger Straße 68, abgerechnet werden, dessen mrokonto bei der 
Städt. Sparkasse Bonn, die Nummer 76 442 (betreffend Reichsban­
ner) hat. 
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Wir pflegen die Tradition unseres Bundes, des Reichsbanners, aber wir sind kein Traditionsverband. 

Wir wollen als aktive Demokraten 1unsere Republik gegen ihre Widersacher, die Rechts- und Linksextremisten und 
gegen die Neue Reaktion schützen. 

Wir wollen, daß si,ch zu dieser Auseinandersetzung insbesondere auch jüngere Menschen bereit erklären und Mitglie­
der unseres Bundes werden. 

Bedenkt bitte: jedes neue Mitglied ist für uns ein unentbehrlicher Helfer auf dem Wege zur Verwirklichung unserer Ziele. 
Wir erreichen damit: 

e daß unsern Vertrauensbasis in der demokratischen Bevölkerung verbreitet wird, 

e daß wir uns neue Gedanken und Ideen zu eigen machen, 

e daß der Bund junger tund attraktiver wird, 

e daß wir mehr politisches und organisatorisches Gewicht und mehr EinHuß gewinnen, 

e daß wir durch eine vergrößerte Mitgliederzahl au.eh unsere Finanz- und damit unsere Wirkungskraft 
stärken. 
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